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Bericht an den Deutschen Bundestag 


1. Allgemeines 

Am 4. Mai 1961 hatte der Dritte Deutsche Bundestag 
die Bundesregierung u. a. ersucht, alles in ihren 
Kräften stehende zu unternehmen, um die Lage der 
Bevölkerung im Raume Soltau-Lüneburg, soweit es 
irgend möglich ist, zu erleichtern. Wie die Bundes- 
regierung dem Deutschen Bundestag wiederholt mit- 
geteilt hat, hat sie über die in Durchführung des 
Soltau-Lüneburg-Abkommens aufgetretenen Proble- 
me mit den Vertragspartnern weiter verhandelt. 
Nachdem seit Inkrafttreten des Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommens die Erfahrungen von vier vollen Übungs- 
jahren vorliegen, erstattet die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag hiermit den erbetenen Bericht. 

Wie bereits in dem Zwischenbericht der Bundesre- 
gierung vom 25. März 1963 — Drucksache IV/1190 — 
zum Ausdruck gebracht worden ist, kann eine Ver- 
besserung der Lage der von den Übungen der briti- 
schen und kanadischen Streitkräfte betroffenen deut- 
schen Bevölkerung nur schrittweise und pragmatisch 
erzielt werden. Auf diese Weise konnten, wie noch 
im einzelnen ausgeführt werden wird, gewisse Er- 
leichterungen erreicht werden. 

Der Raum Soltau-Lüneburg ist den britischen und 
kanadischen Streitkräften für die Durchführung von 
Manövern und anderen Übungen ständig zur Ver- 
fügung gestellt. Seine Besonderheit liegt darin, daß 
es sich bei diesem rund 35 800 ha großen, etwa 
40 km langen und 10 km breiten Gebiet nicht um ein 
militärisches Übungsgelände im hergebrachten Sin- 
ne, d. h. um einen unbewohnten, wirtschaftlich un- 
genutzten Truppenübungsplatz handelt. In diesem 
zu drei Landkreisen gehörenden Gebiet leben viel- 
mehr ständig insgesamt etwa 13 000 Menschen in 
zahlreichen Gemeinden. Es wird zum größten Teil 
land- und forstwirtschaftlich genutzt. Ferner ist es 
ein bedeutendes Fremdenverkehrsgebiet; allein 
4500 ha des Raumes Soltau-Lüneburg gehören zum 
Naturschutzgebiet „Lüneburger Heide". 

Die in ständigem Wechsel von etwa drei Wochen 
in den Raum Soltau-Lüneburg entsandten britischen 
und kanadischen Streitkräfte üben innerhalb dieses 
Gebietes, besonders mit ihren Panzertruppen, unter 
kriegsmäßig realistischen Bedingungen, einschließ- 
lich des Biwakierens im Freien. Feste Truppenunter- 
künfte gibt es im Raume Soltau-Lüneburg, von ge- 
wissen ständigen Versorgungseinrichtungen in Rein- 
sehlen abgesehen, nicht. 

Die britischen und kanadischen Streitkräfte, an deren 
weiterem Verbleib in Deutschland die Bundesrepu- 
blik ein großes politisches Interesse hat, vertreten 
die Auffassung, daß die Übungen im Raum Soltau- 
Lüneburg für die Erhaltung ihrer Einsatzbereitschaft 
und Schlagkraft unerläßlich seien. Im Interesse der 


gemeinsamen Verteidigung und unserer eigenen Si- 
cherheit muß die Bundesregierung den in Deutsch- 
land stationierten Streitkräften die Möglichkeit ein- 
räumen, die notwendigen Manöver und sonstigen 
Übungen abzuhalten. 

Die Bundesregierung verkennt dabei nicht, daß die 
ständigen Übungen im Raume Soltau-Lüneburg eine 
schwere Belastung der dort lebenden und arbeiten- 
den deutschen Bevölkerung darstellen. Sie hat des- 
halb in enger Zusammenarbeit mit der niedersächsi- 
schen Landesregierung eine Reihe von Maßnahmen 
eingeleitet, die dazu bestimmt sind, das Los der 
betroffenen deutschen Bevölkerung zu erleichtern, 
und sie wird weiterhin alles in ihren Kräften stehen- 
de tun, um die Lage der deutschen Bevölkerung im 
Raume Soltau-Lüneburg im Rahmen des Möglichen 
zu verbessern. Die Bundesregierung weiß sich in die- 
sem Bemühen mit der britischen und der kanadischen 
Pvegierung einig. In Anbetracht der guten Beziehun- 
gen zu diesen beiden Partnern im Atlantischen Bünd- 
nis hegt die Bundesregierung die Erwartung, daß die 
britischen und die kanadischen Streitkräfte bei der 
Durchführung von Manövern und Übungen im Gast- 
geberland in zunehmendem Maße alle ihnen im Rah- 
men der militärischen Notwendigkeiten zumutbare 
Rücksicht auf die deutsche Bevölkerung nehmen wer- 
den. 

Nach dem Inkrafttreten des Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommens hat sich trotz gelegentlicher Unzuträglich- 
keiten eine gewisse Beruhigung der Lage im Raume 
Soltau-Lüneburg ergeben. Hierzu haben nicht zuletzt 
die von der Bundesregierung ergriffenen innerdeut- 
schen Maßnahmen beigetragen. Die Bundesregierung 
ist sich der Tatsache bewußt, daß sich eine endgül- 
tige Normalisierung der Lage solange nicht erreichen 
läßt, wie im Raume Soltau-Lüneburg Manöver und 
Übungen durchgeführt werden. Manöverschäden 
sind leider unvermeidbar, und auch Verletzungen des 
Soltau-Lüneburg-Abkommens werden sich nicht völ- 
lig ausschließen lassen. Sie werden zwangsläufig 
immer wieder zu einer Beunruhigung der betroffe- 
nen Bevölkerung führen. Manöverschäden und son- 
stige Beeinträchtigungen lassen sich jedoch nach der 
Überzeugung der Bundesregierung bei allseitigem 
guten Willen, eingehender Unterrichtung der Trup- 
pe über die Besonderheiten des Raumes Soltau-Lüne- 
burg und gebührender Rücksichtnahme auf die zivi- 
len Interessen auf das unvermeidbare Mindestmaß 
beschränken. Verstöße gegen das Abkommen wer- 
den von den örtlichen deutschen Behörden mit Nach- 
druck verfolgt und in dem auf Grund des Soltau- 
Lüneburg-Abkommens errichteten Ständigen Aus- 
schuß zur Sprache gebracht. Bei schwerwiegenden 
Verstößen gegen das Soltau-Lüneburg-Abkommen 
wird daneben die Bundesregierung auch in Zukunft 
ernsthafte Vorstellungen bei der britischen und bei 
der kanadischen Regierung erheben. 
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II. Tätigkeit des Koordinierungsaussdiusses 

Der nach Artikel 5 Abs. 3 des So llau-Lüneburg- Ab- 
kommens vorgesehene Ständige Ausschuß ist am 
22. Februar 1965 zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusc mmengetrctcn. Die Hauptaufgabe des Ständigen 
Ausschusses besteht in der wirksamen Koordinie- 
rung der zivilen und militärischen Belange bei der 
Anwendung des Soltau-Lüneburg-Abkommens. Der 
Ständige Ausschuß soll außerdem Fragen, die sich 
bei der Anwendung des Artikels 45 Abs. 2 des 
Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut er- 
geben können (Manöverschäden, übermäßige Nut- 
zung der Grundstücke elc.), unverzüglich erörtern 
und sich insbesondere mit entsprechenden Beschwer- 
den befassen und die erforderlichen Feststellungen 
so schnell wie möglich an Ort und Stelle treffen. 

Zwischen den Vertragsparteien besteht EinveriKäi- 
men darüber, daß eine reibungslose Anwendung des 
Abkommens zum großen Teil von der V/irksainkeit 
des Ständigen Ausschusses abhängt. Die Vertrags- 
[)arteien messen deshalb der Tätigkeit des Aus- 
schusses größte Bedeutung bei. Der Ständige Aus- 
schuß soll im Falle auf tretender Schwierigkeiten an 
Ort und Stelle schnelle Lösungen finden. 

Der Ständige Ausschuß widmet sich laufend den Fra- 
gen der Durchführung des Abkommens und dessen 
Verletzungen, Der fortbestchende deutsche Wunsch 
nach weitestgehender Rücksichtnahme der übenden 
Truppen auf die land- und forstwirtschaftlichen Kul- 
turfiächon ist immer wieder Gegenstand von Erörte- 
rungen des Ständigen Ausschusses. 


III. Straßenbau 

Artikel 3 und 4 des Soltau-Lüneburg-Abkommens 
legen u. a. fest, welche Straßen für welche Zwecke 
den Streitkräften zur Verfügung stehen. Die Kom- 
mission „Straßen", die sich aus Vertretern der Bun- 
desregierung und der zuständigen Behörden des 
Landes Niedersachsen zusammensetzt, hat in 11 
Sitzungen die Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Straßenwesens beraten, die zur Eriüilung des Ver- 
trages und zur Erleichterung der Lage der Bevölke- 
rung notwendig sind. In enger Zusamemnarbeit mit 
den betroffenen Landkreisen Soltau, Harburg und 
Lüneburg legte sie die zu treffenden Maßnahmen 
fest, bestimmte ihre Dringlichkcitsfolge und koordi- 
nierte die Planungen der Landesstraßenbauverwal- 
tung mit den Wünschen der Beteiligten und Betroffe- 
nen. Die Kommission gab Empfehlungen für die tech- 
nische Gestaltung der Verkehrsanlagen und beob- 
achtete die Durchführung der Maßnahmen. 

Bis zum 1. Oktober 1967 sind rund 83,0 km Straßen 
im LJbungsgebiet verstärkt ausgebaut worden. Wei- 
tere Straßen mit einer Länge von rund 8,8 km waren 
zu diesem Zeitpunkt im Bau. Für diesen Zweck sind 
bisher rund 49 Millionen DM aus dem Bundeshaus- 


halt zur Verfügung gestellt worden. Der Kommission 
liegen zur Zeit Anträge für den verstärkten Ausbau 
weiterer Straßen mit einer Länge von rund 54 km 
vor. Die Aufstellung baureifer Entwürfe für diese 
Maßnahmen ist bei der Landesstraßenbauverwaltung 
im Gange. 

Bei der Festlegung der Dringlichkeitsfolge der Maß- 
nahmen standen solche Straßen an erster Stelle, die 
der Vertrag den Streitkräften in Artikel 3 und 4 
für bestimmte Zwecke zur Verfügung stellt. Es war 
notwendig, die sogenannten roten und blauen Stra- 
ßen für die besonderen Anforderungen des militä- 
rischen Verkehrs verstärkt auszubauen. Darüber 
hinaus wurden auch andere Straßen, die im Rahmen 
der Manöver und Übungen immer wieder beschädigt 
weiden und für den Wirtschaftsverkehr der Bevöl- 
kerung besondere Bedeutung haben, verstärkt. Bei 
den Straßenausbauten wurden nach Möglichkeit 
Oiisumgehungen angelegt, um die Bewohner von 
den Beeinträchtigungen des Panzerverkehrs in den 
Ortschaften zu entlasten. 

Den Verkehrsgefahren durch Verschmutzung der 
S fraßen infolge des Panzerverkehrs wurde dadurch 
begegnet, daß den Landkreisen Soltau und Harburg 
versuchsweise zwei Straßenreinigungsrnaschinen ko- 
stenlos zur Verfügung gestellt wurden. Die im Ver- 
trag vorgesehenen zwei höhengleichen Überfahrten 
über die Bundesstraße 3 wurden an einer Stelle zu- 
sammengefaßt und dort durch eine Brücke ersetzt. 


IV. Erreichte Erleichterungen 

Wie bereits eingangs erwähnt worden ist, konnten 
in den Verhandlungen mit den Vertragspartnern des 
Soltau-Lüneburg-Abkommens in einer Reihe von 
Punkten Erleichterungen erreicht werden, wobei sich 
gegenüber dem Stand der Verhandlungen vom 
März 1963 — Drucksache IV/1190 — in einigen Punk- 
ten Fortschritte erzielen ließen: 

1. Wochenendruhe 

Bei den ersten deutsch-britisch-kanadischen Ver- 
handlungen im Jahre 1962/63 konnte die Ge- 
währleistung einer Wochenendruhe über die in 
Artikel 3 Abs. 2 unter c des Abkommens (an 
Sonn- und Feiertagen von 7 bis 19 Uhr) und in 
Artikel 4 Abs. 4 unter c des Abkommens ent- 
haltene Regelung hinaus, d. h. von samstags 
12 Uhr bis montags 6 Uhr, nicht erreicht werden. 
JedücVi wurde die Versicherung erlangt, die 
Wochenendruhc im Rahmen der militärischen 
Notwendigkeiten zu achten. 

In der Praxis der letzten Jahre ist die Wochen- 
endruhe in der Regel von samstags 12 Uhr bis 
24 Uhr des folgenden Sonn- und Feiertages ein- 
gehaltcn worden. 
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2. Nachtruhe 

Die deutsche Forderung, Ortschaften des Nachts 
nicht mit Panzern und Fahrzeugkolonnen zu 
durchfahren, konnte ebenfalls zunächst nicht 
durchgesetzt werden. Auch in diesem Punkte 
hat sich aber in der neueren Praxis eine gewisse 
Besserung ergeben. Die jetzt in Kraft befindli- 
chen Truppendienstvorschriften der britischen 
Rheinarmee verbieten taktische Bewegungen 
durch Ortschaften in der Nacht. Die Britische 
Botschaft hat der Bundesregierung mitgeteilt, daß 
die unvermeidlichen „verwaltungsmäßigen" Be- 
wegungen bei Nacht auf ein absolutes Minimum 
beschränkt werden. Es bleibt abzuwarten, ob 
aufgrund dieser Zusage eine echte Verbesserung 
der gegenwärtigen Verhältnisse eintritt. 

Die Bundesregierung hat, insbesondere auch zur 
Verhinderung der nächtlichen Ruhestörung, mit 
dem Bau von Ortsumgehungsstraßen begonnen. 
Die Britische Botschaft hat bereits jetzt die Zu- 
sicherung gegeben, daß die britische Rheinarmee 
die Ortsumgehungsstraßen nach ihrer Freigabe 
in vollem Umfange nutzen, d. h. von nächtlichen 
Ortsdurchfahrten Abstand nehmen wird. 

3. Sprengungen 

Wegen der bei den Manövern durchgeführten 
Sprengungen sind in den vergangenen Jahren 
keine Klagen mehr laut geworden. Die britischen 
und kanadischen Truppen führen Sprengungen 
entsprechend den deutschen Wünschen nur noch 
auf den roten Flächen (s. Abschnitt V) bzw. im 
Mindestabstand von 500 m von Wohnhäusern 
bzw. Siedlungen durch. 

4. Stadtrand Lüneburg 

Die Beeinträchtigung des Stadtrandes von Lüne- 
burg ist z. Z. kein akutes Problem. Die übenden 
Truppen sparen den Stadtrand von Lüneburg bei 
ihren Manövern und Übungen praktisch aus. Die 
Bundesregierung weiß diese Haltung zu schätzen 
und geht davon aus, daß sie auch in Zukunft 
aufrechterhalten wird. 

5. Einstellung der Manöver bei Notständen 

Die Vertragspartner waren bisher nicht bereit, 
im voraus zuzusichern, daß sie Ersuchen der 
Landesregierung zur Einstellung der Manöver 
und Übungen im Falle von Notständen entspre- 
chen werden. Sie erklärten sich jedoch bereit, 
solche Ersuchen unverzüglich wohlwollend zu 
prüfen. 

Die Praxis der letzten Jahre gab keinen Anlaß 
zu Beanstandungen. Im Jahre 1965 haben die 
britischen Streitkräfte auf ein entsprechendes 
deutsches Ersuchen sofort positiv reagiert und 
die Übung eingestellt. Die Bundesregierung ist 


überzeugt, daß sich die britischen und kanadi- 
schen Streitkräfte im Falle von echten Notstän- 
den auch in Zukunft ebenso verhalten werden. 

6 . Aufgaben der Dienstgruppen 

Eine besondere Anerkennung muß den im Raume 
Soltau-Lüneburg tätigen britischen Dienstgrup- 
pen ausgesprochen werden, deren laufender Ein- 
satz wesentlich zu einer Linderung der durch die 
ständigen Übungen eintretenden Beeinträchti- 
gungen geführt hat. Entsprechend den deutschen 
Wünschen sind die Dienstgruppen in der Praxis 
der letzten Jahre in Erweiterung ihrer ursprüng- 
lichen Aufgaben in zunehmendem Maße zur Be- 
hebung von Übungsschäden eingesetzt worden. 
Die Bundesregierung hofft, daß diese Praxis 
auch in der Zukunft fortgeführt wird, da die 
Dienstgruppen durch den Ausbau des Straßen- 
netzes entlastet worden sind. 

7. Planierungsarbeiten 

Erdaushebungen werden nach Beendigung der 
Einzelübungen in der Praxis der letzten Jahre 
im allgemeinen eingeebnet. Die Bundesregierung 
erwartet, daß sich diese Frage durch die verständ- 
nisvolle und disziplinierte Haltung der britischen 
und kanadischen Streitkräfte zur vollen deut- 
schen Zufriedenheit erledigen wird. 

8. Biwak 

Von deutscher Seite ist immer wieder gefordert 
worden, die übenden Truppen mögen das Biwa- 
kieren unbedingt auf die roten Flächen beschrän- 
ken. Die Britische Botschaft hat der Bundesregie- 
rung hierzu erst kürzlich mitgeteilt, die britische 
Rheinarmee werde die Truppen erneut auf die 
Vorschrift hinweisen, daß Einheiten bis zur Zug- 
stärke, wenn irgend möglich, innerhalb der roten 
Flächen biwakieren müssen, sofern nicht die 
Wetter- und Bodenverhältnisse oder taktische 
Gründe die Einhaltung dieser Regel verbieten. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Auf- 
fassung, daß auch größere Einheiten innerhalb 
der roten Flächen biwakieren sollten, da die ro- 
ten Flächen dafür unter allen Umständen aus- 
reichen dürften. 

Die örtlichen deutschen Behörden werden die 
entsprechende Praxis der Truppen mit besonderer 
Aufmerksamkeit beobachten. 


V, Neuabgrenzung der roten Flächen 

Die sogenannten roten Flächen sind den übenden 
Truppen gemäß Artikel 3 des Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommens zur ständigen Benutzung überlassen wor- 
den. Panzereinheiten bis zur Zugstärke dürfen nur 
auf diesen Flächen ausgebildet werden. Für diese 
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ausschließliche Benutzung der roten Flächen zahlen 
die Vertragspartner jährlich einen pauschalen Be- 
trag. Außerhalb der roten Flächen verursachte Ma- 
növerschäden müssen besonders erstattet werden. 

Die ursprüngliche Abgrenzung der roten Flächen hat 
in der Praxis zu Schwierigkeiten geführt. Wie die 
Bundesregierung dem Deutschen Bundestag am 25. 
März 1963 berichtet hat, ist die Kommission „rote 
Flächen“ mit der Neuabgrenzung dieser Flächen 
beauftragt worden. Die Kommission hat den ihr er- 
teilten Auftrag durchgeführt. Es ist ihr gelungen, 
die roten Flächen im Einvernehmen mit den briti- 
schen und den kanadischen Streitkräften — teilweise 
unter erheblicher Änderung ihrer ursprünglichen 
Begrenzung — so abzugrenzen, daß die Grenzen 
möglichst klar und übersichtlich sind. Die neue 
Grenzziehung nimmt auf die zivilen deutschen Belan- 
ge soweit wie möglich Rücksicht und hat damit eine 
nicht zu unterschätzende Erleichterung für die be- 
troffene deutsche Bevölkerung mit sich gebracht. 

Die neuen Grenzen sind durch einen Notenwechsel 
mit der Königlichen Britischen und der Kanadischen 
Botschaft mit Wirkung vom 1. Oktober 1965 vorläu- 
fig in Kraft gesetzt worden, über das zur endgültigen 
Änderung der roten Flächen erforderliche Ergän- 
zungsabkommen zum Soltau-Lüneburg-Abkommen 
wird mit der britischen und der kanadischen Regie- 
rung noch verhandelt. Die Bundesregierung hofft, 
das Abkommen dem Deutschen Bundestag in Bälde 
zur Zustimmung vorlegen zu können. 

VI. Beschränkung der Übungen 
auf die roten Flächen 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der ört- 
lichen Behörden, daß die Wiesen, Äcker und Feld- 
früchte bei gutem Willen der übenden Truppe noch 
mehr geschont werden könnten. Besonders kostbar 
ist das Grünland in der Heide. Von der übenden 
Truppe muß deshalb gegenüber mit Vieh besetzten, 
eingezäunten Weiden besondere Rücksichtnahme 
erwartet werden. Ausbrechendes Vieh hat wieder- 
holt schwerwiegende Folgeschäden einschließlich 
Verkehrsgefährdungen verursacht. Deshalb fordert 
die Bundesregierung auch, daß die Fahrausbildung 
und die Grundausbildung in den ersten Übungsab- 
schnitten sowie möglichst viele sonstige Ausbil- 
dungsvorhaben auf den roten Flächen durchgeführt 
werden. 

So sollen z. B. die britischen und kanadischen Streit- 
kräfte nicht nur die Ausbildung von Einheiten bis 
zur Zugstärke, wie in Artikel 3 des Soltau-Lüneburg- 
Abkommens vorgesehen, sondern auch die Schwa- 
dronsausbildungen auf den roten Flächen durchfüh- 
ren. Die Vertragspartner sind aber noch nicht davon 
überzeugt, daß die roten Flächen für diese Übungen 
ausreichen, obwohl einem Panzerbataillon der Bun- 
deswehr nur 300 ha zur Verfügung stehen und die 


roten Flächen zusammen 5000 ha Raum bieten. Im- 
merhin betonte die Britische Botschaft in jüngster 
Zeit, daß sich die britische Rheinarmee bereits im 
Interesse einer möglichst geringen finanziellen Be- 
lastung durch Manöverschäden bemühen werde, die 
Übungen soweit irgend möglich innerhalb der roten 
Flächen durchzuführen. 


VIL Sommerpause 

Dem Bemühen der Bundesregierung, die Einhaltung 
einer von den örtlichen Behörden immer wieder 
geforderten längeren Sommerpause bei der Abhal- 
tung der Manöver und Übungen zu erreichen, ist 
noch kein Erfolg beschieden gewesen. Am 21. No- 
vember 1966 hat die Britische Botschaft hierzu wie 
folgt Stellung genommen: 

Nach einer neuen und gründlichen Überprü- 
fung der Übungsnotwendigkeiten ist die briti- 
sche Rheinarmee zu ihrem Bedauern erneut zu 
dem Schluß gekommen, daß es ihr nicht mög- 
lich ist, eine Unterbrechung der Übungen im 
Juli und August jeden Jahres zuzustimmen, 
wenn der notwendige Übungsstand für die 
betroffenen Einheiten aufrechterhalten werden 
soll. 

Unter solchen Umständen ist die ungestörte land- 
wirtschaftliche Arbeit in den Sommermonaten nicht 
gewährleistet. Außerdem wird der für das Gebiet 
wesentliche Fremdenverkehr erheblich beeinträch- 
tigt. Die Bundesregierung verkennt nicht, daß es den 
übenden Truppen infolge der fortschreitenden Um- 
rüstung auf neue Panzer und Kettenfahrzeuge z. Z. 
noch schwerfallen mag, ihre Übungen zeitweilig ganz 
einzustellen. Sie ist aber der Auffassung, daß die 
Truppe in dieser Zeit praktisch kaum außerhalb der 
roten Flächen üben kann, ohne ständig erneut gegen 
Artikel 4 Abs. 4 b des Soltau-Lüneburg-Abkommens 
zu verstoßen, und daß schon aus diesem Grunde in 
beiderseitigem Interesse jede Übungstätigkeit in 
den Erntemonaten zumindest auf die roten Flächen 
beschränkt werden sollte. 


VIIL Prähistorische Fundstellen 

Bei der Sicherung der prähistorischen Fundstellen 
arbeiten die zuständigen deutschen und britischen 
Behörden im Raume Soltau-Lüneburg in zufrieden- 
stellender Weise zusammen. Die Kommission „prä- 
historische Fundstellen“ hat hierzu wie folgt berich- 
tet: 

Von den insgesamt ausgewiesenen 470 Objek- 
ten wurde nur ein geringer Anteil innerhalb 
der roten Flächen festgestellt. In den roten 
Flächen wurden 24 Vollgrabungen und sieben 
Querschnittgrabungen sowie die Aufschlies- 
sung einer steinzeitlichen Rentierjägerstation 
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als vordringlich bezeichnet. Parallel zu der 
Durchführung dieser Grabungen, die noch im 
Gange sind, mußte die sofortige Absicherung 
der bekannten Fundstellen unternommen wer- 
den. Hierbei kommt es nicht nur auf die Siche- 
rung der für die Grabungen ausgewählten 
Objekte an, sondern es müssen auch dieje- 
nigen Fundstellen geschützt werden, die vor- 
läufig noch nicht gegraben werden können. 
Bislang sind Hinweisschilder aufgestellt und 
Einzäunungen errichtet worden. Die Aufstel- 
lung der Warntafeln ist im Panzerübungsge- 
biet westlich der Luhe abgeschlossen, im Ge- 
biet ostwärts der Luhe im Gange. Die Befürch- 
tungen, daß derartige Schilder Anreiz zu Raub- 
grabungen oder mutwilligen Zerstörungen ge- 
ben könnten, haben sich in den vergangenen 
Jahren nicht bestätigt. Auch die übende Truppe 
hat die so gekennzeichneten und eingezäunten 
prähistorischen Fundstellen im allgemeinen re- 
spektiert und weitere Zerstörungen vermieden. 
Die Bedeutung dieser Feststellung darf nicht 
unterschätzt werden. Zur Erläuterung ist da- 
rauf hinzuweisen, daß prähistorische Fundstel- 
len sich oft an besonders markanten Punkten 
befinden, oder selbst solche Punkte bilden, die 
sich im Ubungsgelände für Tarnungszwecke 
anbieten. Bei verschiedenen Grabungen sind 
durch den Bau von Schützen- oder Panzerdek- 
kungslöcher entstandene Einschnitte festge- 
stellt worden, woraus zu schließen ist, daß in 
der Vergangenheit nicht unerhebliche Ver- 
luste an prähistorischem Gut eingetreten sind. 
Die Prähistorische Kommission wird weiter- 
hin aufklärend wirken müssen. 

IX. Erosionstaekämpfung 

Bei der Erosionsbekämpfung hat sich ebenfalls eine 
gute Zusammenarbeit zwischen den deutschen Be- 
hörden und den örtlichen britischen Dienststellen 
entwickelt. Die Truppen schonen im allgemeinen die 
der Verhütung bzw, der Eindämmung der Erosion 
dienenden Anlagen. Die Bundesregierung geht da- 
von aus, daß diese Anlagen in Zukunft noch mehr 
respektiert werden. 

Die Kommission für Erosionsbekämpfung hat über 
ihre seitherige Tätigkeit zusammenfassend wie folgt 
berichtet: 

Allgemein ist festzustellen, daß durch die Tä- 
tigkeit der Kommission in einzelnen Fällen 
Verbesserungen der Situation herbeigeführt 
werden konnten. Die Übungen stellen die 
Kommission jedoch immer wieder vor neue 
Aufgaben. Es ist infolge der ständig wieder- 
kehrenden Übungen kaum möglich, Maßnah- 
men zu treffen, welche die Lage auch nur 
örtlich endgültig normalisieren können. Allen 
Arbeiten haftet unvermeidbar ein provisori- 
scher Charakter an. Trotzdem kann gesagt 


werden, daß die laufenden Instandsetzungsar- 
beiten der britischen Dienstgruppen geeignet 
sind, die schlimmsten Auswirkungen zu mil- 
dern. Dort, wo das Eingreifen dieser Dienst- 
gruppen nicht mehr ausreicht, sind unter Ein- 
satz geringer Haushaltsmittel Maßnahmen ein- 
geleitet und z. T, durchgeführt worden, durch 
die eine Lokalisierung der Schäden erreicht 
werden soll. Insbesondere sind landeskultu- 
relle und wasserbauliche Maßnahmen in An- 
griff genommen worden, von denen die Ar- 
beiten im Gebiet der „Roten Flächen 1" her- 
vorzuheben sind. 

Im Raum östlich Schneverdingen (Osterheide/ 
Reinsehlen) waren durch starke Erosionsschä- 
den die Landesstraßc 171 und eine Bahnlinie 
gefährdet. Dieser Gefährdung konnte nur durch 
eine grundlegende Neuordnung der Vorflut- 
verhältnisse in diesem Raum begegnet werden. 
Zu diesem Zweck hat der Herr Bundesminister 
der Finanzen einen Betrag bis zu 150 000 DM 
bereitgestellt. Hiervon ist jedoch zunächst nur 
ein geringer Teil in Anspruch genommen wor- 
den, weil die bisherigen Arbeiten (Aufschüt- 
ten von Dämmen für 4 Wasserbecken, Bau 
provisorischer Überläufer u. ä.) von den briti- 
schen Dienstgruppen durchgeführt worden 
sind. Diese Wasserbauten müssen erhalten, ge- 
sichert und noch verbessert werden. Die Mittel 
hierfür werden voraussichtlich unter dem bis- 
her veranschlagten Betrag von 150 000 DM 
bleiben. 

Das aus den Becken abfließende Wasser wird 
von einem Vorfluter aufgenommen, der an 
der Nordgrenze der Roten Flächen 1 und an 
der Bahnlinie Schneverdingen/Buchholz ent- 
lang bis zur Einmündung in die Wümme ver- 
laufen soll. Dieser Vorfluter ist z. T. neu an- 
zulegen, z. T. aber nur auszubauen und zu 
verbreitern. 

Die Kosten der Grundräumung der Luhe sind 
mit rund 52 000 DM veranschlagt worden. Die 
Arbeiten mußten bis 1967 aufgeschoben wer- 
den, da ein geeignetes ünternehmen für die 
Räumung in diesem Jahr nicht gefunden wer- 
den konnte. Neuerdings sind von verschiede- 
nen Anliegern Entschädigungsansprüche we- 
gen der Versandung der Luhe angemeldet 
worden. Der Herr Regierungspräsident Lüne- 
burg wird gemeinsam mit dem Wasserwirt- 
schaftsamt Celle und dem ünterhaltungsver- 
band Luhe prüfen, ob und ggf. in welchem 
Umfange diese Ansprüche begründet sind. 


Zusammenfassung 

Die seit dem Inkrafttreten des Soltau-Lüneburg- Ab- 
kommens gesammelten Erfahrungen lassen z. Z. hof- 
fen, daß man bei verständnisvoller Anwendung des 
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Abkommens durch die verbündeten Streitkräfte und 
durch fortgesetzte Bemühungen aller zuständigen 
deutschen Stellen um eine Verbesserung der Ver- 
hältnisse — sei es durch eigene Maßnahmen, sei es 
durch neue Verhandlungen mit den Vertragspart- 
nern — auch deutscherseits mit dem Soltau-Lüne- 
burg-Abkommen leben kann. Die britischen und die 
kanadischen Streitkräfte haben im großen und gan- 
zen Bereitschaft zur Zusammenarbeit gezeigt. Eine 
reibungslose Durchführung des Soltau-Lüneburg- 
Abkommens hängt jedoch ganz wesentlich von einer 
rücksichtsvollen Haltung der britischen und der ka- 
nadischen Streitkräfte und von der richtigen inneren 
Einstellung jedes einzelnen Soldaten zum verbün- 
deten deutschen Gastgeberland und zu seinen Men- 
schen ab. Die Bundesregierung erwartet, daß sich 
die guten deutsch-britischen und deutsch-kanadi- 
schen Beziehungen in zunehmendem Maße bis hin- 
unter zu einzelnen Truppenverbänden und ihren 
Soldaten auswirken werden. 

Allerdings suchen die britischen und die kanadischen 
Streitkräfte festen und formellen Bindungen auszu- 
woichen, wenn sie auch in Einzelfällen bereit sind, 


berechtigten deutschen Anliegen zu entsprechen. In 
den für uns wesentlichen Fragen der Sommerpause, 
der Benutzung der roten Flächen und des Biwakie- 
rens halten die Vertragspartner an den ihnen durch 
das Soltau-Lüneburg-Abkommen eingeräumten 
Rechten bewußt und konsequent fest. Ob sich auch 
hier ein Entgegenkommen der verbündeten Streit- 
kräfte in der Praxis erzielen lassen wird, kann erst 
die Zukunft zeigen. Die weitere Entwicklung hängt 
eng mit der künftigen Gestaltung der militärischen 
Bedürfnisse und der Stärke der anwesenden Trup- 
pen zusammen. 

Die Bundesregierung behält sich vor, die Frage einer 
formellen Revision des Soltau-Lüneburg-Abkom- 
mens nach Artikel 7 Abs. 3 des Abkommens in Ver- 
bindung mit Artikel 82 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut im Lichte der in den kommen- 
den Jahren zu sammelnden Erfahrungen zu prüfen. 
Im gegenwärtigen Zeitpunkt hält sie eine Revision 
des Soltau-Lüneburg-Abkommens nicht für unbe- 
dingt erforderlich und in Anbetracht der gesamtpoli- 
tischen Lage auch nicht für opportun. 


7 



